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                                                                                       Niederschrift über die 21. Sitzung des Hauptausschusses am 01.09.2009 

Niederschrift 
 

über die 21. Sitzung des Hauptausschusses am Dienstag, den 01.09.2009 um 16.00 Uhr 
im Sitzungssaal des Hauses Burgstraße 8.  
 
 
 
Anwesend: Dr. J. Korsten Vorsitzender 
 D. Busch  
 H. Enneper  
 T Lorenz  
 R. Schäfer  
 R. Schulte  
 Dr. J. Weber  
 M. Grüterich  
 T. Klee  
 H. Nahrgang  
 D. Stark  
 L. Witasek  
 U. Brand Als Vertr. f. K.H. Fischer 
 K. Haselhoff  
 B. Rüggeberg  
   
Von der Verwaltung: R. Meskendahl  
 J. Gottlieb  
 U. Butz  
 F. Nipken  
 R. Schmidt  
 R. Voß  
 A. Michaelis Schriftführerin 
   
   
 
 
 
 
 
Tagesordnung  
(Öffentlicher Teil) 
 
1. Niederschrift über die 20. Sitzung des Hauptausschusses vom 12.05.2009 (öffentlicher 

Teil) 
 
2. Shared Services 

- Personalwesen 
- Kasse 

 
3. Erwerb von Aktien der OVAG durch die Stadt Radevormwald 
 
4. 1. Nachtragshaushaltssatzung 2009 
     hier: Änderung des § 3 der Haushaltssatzung – Verpflichtungsermächtigungen – 
 
5. Änderung der §§ 3, 8 und 9 der Satzung über die Bereitstellung von Wohnraum für die 

vorläufige Unterbringung von Aussiedlern und asylbegehrenden Ausländern 
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6. Einführung der getrennten Abwassergebühr – 6. Bericht 
 
7. Mitteilungen und Fragen 
 
(Nichtöffentlicher Teil) 
 
8. Niederschrift über die 20. Sitzung des Hauptausschusses vom 12.05.2009 

(nichtöffentlicher Teil) 
 
9. Mitteilungen und Fragen 
 
 
 
 
Der Bürgermeister eröffnet die Sitzung und stellt nach § 8 der Geschäftsordnung die 
ordnungsgemäße Einladung sowie die Beschlußfähigkeit fest. 
 
 
 
 
1. Niederschrift über die 20. Sitzung des Hauptausschusses vom 12.05.2009 

(öffentlicher Teil) 
 
Der Hauptausschuss nimmt die Niederschrift zur Kenntnis. 
 
 
 
2. Shared Services 

- Personalwesen 
- Kasse  

 
Herr Prof. Deckert und Frau Saul von Deckert Management Consultants (DMC) erläutern 
zusammenfassend die Ergebnisse der Untersuchungen des Projektes „Shared Services“ der 
Bereiche Personal und Kasse der Städte Radevormwald, Hückeswagen, Wipperfürth und 
Marienheide. Marienheide wird dieses Projekt zwar bis zum Ende begleiten, sich aber nicht 
an der Umsetzung beteiligen.  
 
Die beste Lösung für  die Personalverwaltungen ist die lokale Geschäftsprozessoptimierung. 
Die steuerungsrelevanten Aufgaben lassen sich nicht in einem Shared Services Center 
zusammen führen. Die Personalabrechnung über die gemeinsame Datenzentrale ist derzeit 
die kostengünstigste Variante, eine Übertragung an andere ist nicht sinnvoll. Die 
Beihilfebearbeitung ist bereits extern vergeben, was günstiger ist als eine Bearbeitung vor 
Ort. Eine vollständige Vergabe der Bearbeitung von Kindergeld an Dritte bringt kaum 
finanzielle Vorteile. Die Radevormwalder Personalverwaltung ist im Vergleich mit den 
anderen Gemeinden gut aufgestellt. 
 
Bei der Vollstreckung in den Stadtkassen könnte sich ein Einsparpotenzial  in Höhe von ca. 
200.000,-- € ergeben, wenn sie in den 3 Gemeinden Radevormwald, Hückeswagen und 
Wipperfürth in einem Dienstleistungszentrum zentralisiert wird. Alle Verwaltungen wenden 
grundsätzlich die gleichen Verfahren an. Zum 01.01.2010 könnten Radevormwalder und 
Wipperfürther Außendienstmitarbeiter Vollstreckungsaufgaben in Hückeswagen 
übernehmen. 
 
Der Rat der Stadt wird in seiner nächsten Sitzung eine Entscheidung treffen. 
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3. Erwerb von Aktien der OVAG durch die Stadt Radevormwald 
 
Die Stadt Gummersbach hat den Verkauf eines Aktienanteils zum Preis von 145.433,-- € 
angeboten. Die Verwaltung hat mit der OVAG beraten, ob eine günstigere Möglichkeit des 
Aktienerwerbs besteht, zumal nach Ausführungen der OVAG der Nominalwert nur bei ca. 
47.000,-- bis 59.000,-- € liegt. Es wird daher abgefragt, ob ein anderer OVAG Aktionär bereit 
ist, ein Prozent bzw. einen Aktienanteil zum Nominalwert zu verkaufen. Ansonsten fasst die 
OVAG eine Kapitalerhöhung ins Auge. Dieser Kapitalerhöhung muss auch der Kreistag 
zustimmen. 
 
Der Hauptausschuss lehnt das Angebot der Stadt Gummersbach zum Erwerb von 1 % der 
OVAG Aktien zum Preis von 145.433,-- € ab, und beauftragt die Verwaltung, entsprechend 
den Erläuterungen preisgünstigere Möglichkeiten des Aktienerwerbs zu prüfen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
 
   
4. 1. Nachtragshaushalt 2009 

hier: Änderung des § 3 der Haushaltssatzung – Verpflichtungsermächtigungen – 
 

Herr Meskendahl erläutert die Vorlage. Im Baugebiet „Loh`sche Weide“ soll es 78 
Grundstücke mit 100 Wohneinheiten geben. 17 Grundstücke liegen im ersten Bereich 
(Fontanestraße), wofür es schon 12 Interessenten gibt. Wegen der großen Nachfrage auch 
im 2. Abschnitt (Lessingstraße), sollen beide Bauabschnitte für die Erschließung 
einschließlich des Straßenendausbaus im September 2009 ausgeschrieben und vergeben 
werden.  
 
Herr Enneper erkundigt sich nach einem Familienbonus. Ein solcher Kaufpreisnachlass ist lt. 
Aussage von Herrn Meskendahl nicht aus dem städtischen Haushalt, sondern nur über die 
Wirtschaftsförderung GmbH & Co.KG möglich. Er informiert auf Anfrage über die 
Grundstückspreise, die zwischen 160 und 180 € pro m².liegen sollen. Grundstücke entlang 
des Rad- und Gehweges mit der Anbindung zur Lessingstraße orientieren sich am oberen 
Wert. 
 
 
Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt im Rahmen eines Nachtragshaushalts den 
Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen gemäß § 3 der Haushaltssatzung von 
1.795.000 € auf 2.590.000 € zu  erhöhen. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Somit ist die Vorlage angenommen. 
 
 
 
5. Änderung der §§ 3, 8 und 9 der Satzung über die Bereitstellung von Wohnraum für 

die  vorläufige Unterbringung von Aussiedlern und asylbegehrenden Ausländern 
 
Die Benutzungsgebühren und die Nebenkosten haben sich geändert. Die Änderung der 
Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2009 in Kraft. 
 
 



4 
 

                                                                                       Niederschrift über die 21. Sitzung des Hauptausschusses am 01.09.2009 

Der Hauptausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt die Änderung der §§ 3, 8 und 9 der 
Satzung über die Bereitstellung von Wohnraum für die vorläufige Unterbringung von 
Aussiedlern und asylbegehrenden Ausländern. 
 
Abstimmungsergebnis:  einstimmig 
 
Somit ist die Vorlage angenommen. 
 
 
 
 
6. Einführung der getrennten Abwassergebühr – 6. Bericht 
 
Herr Meskendahl erläutert die Vorlage. 480 Fälle konnten bisher endgültig abgeklärt werden, 
bei ca. 350 Fällen erfolgt eine Kontrolle im kommenden Jahr. 
 
Die Hansa Luftbild hat die Ergebnisse der Flächenermittlung an die mit der 
Gebührenkalkulation beauftragten Gesellschaft für kommunale Entwicklung, Schneider & 
Zajontz, Heilbronn weitergeleitet. Nach Rücksprache mit Schneider & Zajontz liegt das 
Ergebnis der Gebührenkalkulation ca. Ende September vor. 
 
 
 
7. Mitteilungen und Fragen 
 
- Herr Klee erkundigt sich, wann eine Bepflanzung der Kreisverkehre durchgeführt wird. Dr. 
Korsten teilt mit, dass eine erste Patenschaft umgesetzt und eine Skulptur für den 
Kreisverkehr Rädereichen hergestellt wird. 
 
- Herr Enneper fragt nach neuen Informationen über die Insolvenz der GWG. Dr. Korsten 
erklärt, dass es keine neuen Informationen gibt. 
 
- Weiterhin möchte Herr Enneper wissen, ob die Zwangsverwaltung der Häuser in der 
Südstadt die Schulden bei der Stadt beglichen hat. Herr Dr. Korsten erklärt, dass Kontakt mit 
der Zwangsverwaltung aufgenommen wurde und offene Forderungen gemeldet sind. 
 
- Herr Schäfer erkundigt sich, wann mit einem Internetanschluss in den Wupperortschaften 
gerechnet werden kann. Herr Meskendahl teilt mit, dass bisher kein Kontakt mit der Telekom 
möglich war, die Wirtschaftsförderungsgesellschaft aber „am Ball bleibt“. 
 
- Herr Dr. Korsten schlägt vor, dem GTC Gummersbach ( Gründer- und Technologiecenter) 
beizutreten. Ein Anteil kostet 2.600 €, er könnte aber zum Preis von 500 € erworben werden. 
Es gibt kein Risiko und keine Übernahmeverpflichtung wirtschaftlicher Verluste. 
 
 
Der Hauptausschuss beschließt den Erwerb eines Anteils am GTC Gummersbach. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 


